
Suchergebnisse: parlamentarische Demokratie

5. Oktober 1918 – Die neue Regierung unterbreitet Vorschläge für einen Waffenstillstand

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden gibt in seiner Jungfernrede im Reichstag den Inhalt

seiner Friedensnote bekannt, in der er im Namen der deutschen Regierung den Präsidenten der

USA, Woodrow Wilson, um die Vermittlung von Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen

bittet.    Er spricht aber nicht nur über deutsche Friedensangebote, sondern gibt auch zu

bedenken, dass es nur dann zu einem Friedensschluss kommen kann, wenn man Deutschland

Friedensbedingungen zugesteht, die sich auch mit seiner Ehre vertragen. Sollten die Feinde des

Reiches aber Deutschland diesen Frieden nicht zugestehen, wird der Krieg weitergehen. Er

unterstreicht die These mit der Aussage, dass das Deutsche Reich - wenn nötig - zu einem

„Endkampf auf Leben und Tod“ bereit ist.     „Kein Zagen befällt mich bei dem Gedanken, dass

dieses zweite Ergebnis eintreten könnte; denn ich kenne die Größe der gewaltigen Kräfte, die

auch jetzt noch in unserem Volke vorhanden sind, und ich weiß, dass die unwiderlegliche

Überzeugung, um unser Leben als Nation zu kämpfen, diese Kräfte verdoppeln würde.“    In

dieser Antrittsrede bekennt sich Reichskanzler Max von Baden aber auch ausdrücklich       zur

parlamentarischen Demokratie im Reich und in den Einzelstaaten,   befürwortet die

Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli 1917 und   nimmt das Friedensprogramm des

amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson vorbehaltlos an.      Diese Aussagen stehen

allerdings seinem ursprünglichen politischen Programm vollkommen entgegen. 

11. November 1918 – Großherzog Friedrich August von Oldenburg erklärt seinen Thronverzicht

Oldenburg * Großherzog Friedrich August von Oldenburg erklärt seinen Thronverzicht. Aus dem

Großherzogtum Oldenburg wird ein republikanisch verfasstes Land, das als parlamentarische

Demokratie regiert wird. 

13. März 1920 – Der Kapp-Putsch führt zum Rücktritt der bayerischen Regierung

Berlin * In Berlin findet der rechtsradikale Kapp-Putsch&nbsp;statt.&nbsp;Parallel dazu fordern in

München der Regierungspräsident von Oberbayern&nbsp;Gustav von Kahr,

Polizeipräsident&nbsp;Ernst Pöhner und Wehrkreiskommandant&nbsp;Arnold von Möhl den von

der SPD&nbsp;gestellten bayerischen Ministerpräsidenten&nbsp;Johannes Hoffmann zum

Münchner Zeitensprünge Seite 1/2



Rücktritt auf.&nbsp;    Was in Berlin scheitert, gelingt in München.&nbsp;Gustav Ritter von Kahr

bildet - unter Beteiligung der Bayerischen Volkspartei - BVP&nbsp;- eine rechtskonservative

Regierung, die alle rechtsextremen Gruppierungen sowie militanten Verbände fördert und

schützt.&nbsp;    Ministerpräsident&nbsp;wird Gustav von Kahr, der&nbsp;zu dieser Zeit auch

Adolf Hitler kennenlernt und&nbsp;den er als „Trommler“ für die nationale

Sache&nbsp;einspannen will, um mit seiner Hilfe den Kommunismus&nbsp;und den

Marxismus&nbsp;abzuwehren und um die „gestörte Ordnung“ in Deutschland wieder ins rechte

Lot zu bringen.&nbsp;    Die rechtsradikalen Verbände können umgekehrt von Bayern aus ihren

ideellen Boden vorbereiten.  Gustav von Kahr ist die Integrationsfigur all jener Kräfte in Bayern,

die durch einen Staatsstreich&nbsp;die parlamentarische Demokratie&nbsp;abschaffen und die

staatliche Unabhängigkeit Bayerns&nbsp;von Berlin vorbereiten wollen.
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